
Daß VO  — der Osten-Sacken unier 1nwels auf Röm ‚„dıe Schöpfung In dıe Ver-
heißung der reinel hinein|gezogen]|*“‘ S1e (a.a.O., 206), ist mıt der VoO  — Miıldenberger VOI -

NOIMMECNECIN schöpfungstheologischen Ausweıltung (vgl oben), N1IC. iıdentifizıierbar
uch und VOIT em deshalb, weiıl be1l VOl der Osten-Sacken N1IC. eıne ‚„Enterbung‘“‘
sraels geht, sondern dıe notwendige Ausweıltung der EmpfängerInnen des eılıgen
Geilstes

72 elker, Erwartungssicherheit und reıihe1l Zur Neuformulierung der Lehre VO  — Gesetz
und Evangelıum, (1985), 680—683, ler‘ 680 Vgl azu uch die Fortsetzung dieses
Beıtrages: ders., Erbarmen und sozlale Identiıtät, (1986), 39—42
Breıter entfaltet hat elker seıne Position 1n ders.,; Security of Expectations. Reformula-
ting the eology of Law and Gospel, TIThe ournal of Religion (1986), 237260

73 'elker, (jesetz und elst, 1n JBTh 1989), 215—229, 1er‘ 228

Der Weg einer ökumeniıschen Sozilalethik
e1spie der Arbeıtnehmer-Miıtbestimmung!

VON ALEXANDER BOCKSCH

iıne umfassende Öökumenische Sozlale konnte bıslang 11UT NZU-

reichend entwiıckelt werden; wohl, weıl dıe Wechselwirkungen
unterschiedlicher sozlalethischer Rıchtungen ıIn der Wissenschaft SC
6S Theologıe, se1 6s Sozlalphılosophie der Rechtswissenschaft 1Ur

unzureichend beachtet worden S1Ind. Thematısch wurde das Feld zudem
konfessionell abgesteckt. €]1 bletet sıch 1m Bereich der Sozlale eın
weıltes Arbeıtsfe der Kırchen mıt ökumenischer Perspektive. “

Sozialkrıitik als Auslöser sozialethischen Denkens

Dıiıe Miıtbestimmungsfrage WAarTr bereıts im au{ie des 19 Jahrhunderts
als Problem der Zuordnung VO  — Kapıtal und Arbeiıt erkannt worden. Miıt
zunehmender Auseinandersetzung diese Zuordnung wurden emu-
hungen vorangetrieben, den Arbeıtnehmern auf verschiedenen Ebenen
der Gesellschaft organisatorisch-institutionelle Eınflußmöglichkeiten
auf Leiıtung un: Organisatıon VO  . Wırtschaftseinheiten ermöglıichen.
Die Forderung der Mitsprache 1€e' el nıcht alleıin auf betriebliche
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und sozlale Themen beschränkt, sondern wurde zuletzt in unNnsereT eıt
auf eine CUu«C Unternehmensverfassung in der industriellen Welt übertra-
SCH Den Beginn der Bemühungen die Besserstellung der Arbeiterschaft
beherrschte ohne systematısche Strenge der Gedanke der ständisch-
korporatıven Integration der Arbeiıter SOWIE dıe Forderung ach kammer-
äahnlıchen Selbstverwaltungsorganen und Arbeıiterausschüssen. ıne 1el-
zahl christliıcher Sozlalkrıtiker machte zunächst wen1g systematısch Orde-
Tungen TÜr die Besserstellung der Arbeiterschaft geltend und entwickelte
Modelle der Arbeitermitbestimmung In Betrieb und Unternehmen. Die
Bemühungen Beginn der We1lmarer epublı VOI em des Katholi-
Z1ISMUS konzentrierten sıch auf die Errichtung eiıner berufsständischen
Organısatıon (u das SO odell des Solıdarısmus und konnten sıch 98088

iın dem ufbau der Zentralarbeitsgemeinschaft der industriellen un g_
werblichen Arbeitgeber- un Arbeitnehmerverbände durchsetzen. Die Idee
der berufsständıiıschen Gemeininschaft ist 1m evangeliıschen Raum L1UT VO  n}

wenigen Vertretern und zögerlich in der eıt ach dem 7Zweıten Welt-
rleg ablehnend angesprochen worden. Ergebnisse der breıten innerkatho-
iıschen Diskussion sınd weitgehend nıcht aufgegriffen worden.

Gemeinsamer Erfolg der Christlich-Sozialen In Deutschlan: ist der unmıt-
elbare Einfluß auf Sozlalpolitik und Gesetzgebung, dıe Arbeıterschutz-
Gesetzgebung 1m Tre 891 ufgrun der ständigen Bemühungen der
christliıchen Sozlalkritik konnten ort entwiıckelte sozlalethische edanken
durchgesetzt werden, VOT em auf der ene der betrieblichen Miıt-
bestimmung das der usammenarbeıt zwıischen Arbeıtgeber und
Arbeitnehmer aufgrun:! festgelegter Rechte und ıchten 1m Rahmen einer
Kompetenzordnung, mıthın der Grundsatz der Partnerschaft. Die 1m au{lie
der Arbeiterschutz-Gesetzgebung entwickelte Idee des Vertrauensverhält-
n1isses zwıschen Arbeıtgeber und Arbeitnehmer und das Prinzıp des TI1ed-
lıchen Interessenausgleichs gelten 1m betrieblichen Mitbestimmungsrecht
bıs heute. ıne echte betrieblich-soziale Miıtbestimmung 1im Sinne einer
soz1ıalen Gleichberechtigung wurde allerdings für katalogartıg quf-
gezählte Bereiche erst uUurc das heute geltende Betriebsverfassungsrecht
erreıicht. Die CNrıstliche Sozlale konnte insbesondere Ende des etzten
Jahrhunderts wesentliche Impulse für die Entwicklung VO  [a Mitbestim-
mungsmodellen nıcht zuletzt deshalb setizen, we1l dıe Ideenrichtung der
Partizıpation er Wirtschaftsleben Beteiliıgten sıch inhaltlıch eutlic
abzeichnete VonNn den frühsozialıstiıschen und kommunistischen Odellen
der ufhebung des Privateigentums einer gesellschaftlıchen Gruppe den
Produktionsmitteln. Diese Modelle konnten schon den Grundgedanken
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einer Miıt-Bestimmung nıcht zulassen, sondern sahen die Allein-Bestim-
INUNg er ber das gesellschaftlıche Eıgentum VO  -

Soziale als Ökumenische Perspektive
Die Entwicklung einer ökumenischen Sozlale seizte verstärkt erst

ach dem 7Zweıten Weltkrieg eın Zuvor hatten siıch dıe ewegungfür rak-
tisches Chrıstentum „Life an Work‘‘) SOWIE Eınzelgremien und -Organısa-
t1ıonen damıt beschäftigt; späater konzentrierten siıch diese Bemühungen 1m
Ökumenischen Rat der Kırchen Während der eıt des Nationalsozijalısmus
tellte dıe ökumenische ewegung wichtige Impulse für den ortgang der
evangelıschen sozlalethischen Arbeit ıIn eutfschlan ach dem Krıeg bereıt.
Seitdem erwelst sıch die Sozlale als das vorerst fruchtbarste Feld der
Kooperatıon un den Mitgliedskirchen und entwickelt sıch zunehmend
einem möglichen Weg der Ökumene.

a) Verschiedene Traditionen der Öökumenischen Soziale le (Gire-
mıen, die 1m auie der Entwicklung der Okumene entstanden sınd und für
die Entschließungen un sonstige Dokumente verantwortlich zeichneten
un! zeichnen, mussen dıie ıIn den Ländern der Mitgliedskırchen bestehenden
unterschiedlichen Gesellschafts- und Wirtschaftsrahmenbedingungen be-
rücksichtigen. Zu den Konferenzen kommen Christen1, dıie ın den
verschledensten sozlalen Systemen en Die ökumenischen Äußerungen
können deshalb nıcht auf spezifische TODIeme eingehen und bleiben folg-
iıch WI1IeEe die weltweit Geltung beanspruchenden Erklärungen der 0_
ischen Kırche auch allgemeın abgefaßt. Einzelvorschläge verbieten sıch
ebenso W1e dıe Bezeichnung eines bestimmten Wiırtschafts- der Gesell-
schaftssystems qls einNZ1g möglıches. Im übriıgen ist aufgrun des KOmpro-
mıißcharakters der unterschiedlichen Dokumente folgern, daß strenge
systematische Überlegungen nıcht VOTAUSEC  aNnscCH sind. Die Mitglieds-
kırchen bleiben aufgerufen, Vorschläge ZUT Lösung der konkreten Fragen

den Bedingungen ihrer jJeweılligen Länder 1m Geilste der Öökumeniıschen
Erklärungen entwertfen. Damıt wırd dıe Lage verdeutlıcht, ın der sich die
ökumenische Sozlale unter den Leitbildern der ‚„weltweit un Genera-
fionen überschreitenden verantwortlichen Gesellschaft‘‘® un! der „„gzerech-
fen, partizipatorischen un lebensfähigen Gesellschaft‘‘* In „eucha-
ristiıscher Gesamtschau‘‘> entwickelt. and In and mıt dem ufbau
einer ökumenischen Sozlale entsteht zugle1ic In den Miıtgliıedskirchen
eiıne Sozlale mıt deren besonderem Akzent DiIie Befassung mıiıt den The-
INenNn der eıt und die Proklamation Okaler ösungsmöglichkeıten ührten
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Jjedoch nıcht provinzlellen Maßstäben, sondern schlıeßen uUurc dıe
Orılentierung ökumeniıschen Dıalog den Weltmalista eın Der einstmals
bestehende und später nıcht mehr praktızlerte allgemeinchristlich-ökume-
nısche Interkonfessionalismus entsteht auf diıese Weıise VO  —;

Der Ethikdiskussion 1m orthodoxen Chrıistentum iıst auf diıeser rund-
lage zukünftig der ihr gebührende atz einzuräumen. er 1st dıe ortho-
OXe Sozlallehre 1m Westen wen1g bekannt, obwohl die orthodoxen Mit-
gliedskirchen des Weltkıirchenrates späatestens se1lt der Vollversammlung
des ÖOkumenischen Rates der Kırchen ın Vancouver/Kanada Or1ginär ortho-
doxes Gedankengut als eigenständigen Beıtrag einer ökumeniıschen
Sozlale beigebrac aben, nämlıch den Versuch elıner „eucharıstischen
Gesamtschau‘‘. Dieser Ansatz be1 der Eucharistie beinhaltet 1im Sinne eines
„Auftrags ZU  S eılen un Teilen‘‘ auch polıtısche Aspekte VO  — (Gjemeınin-
schaft, Partızıpatıon und gemeiınsamer Verantwortung.

Katholischer Beıtragz. S0oziallehre un ontologisch-naturrechtliche
Betrachtungsweise. Dıiıe katholische Sozlallehre orlentiert sıch Zwel
sozlaltheoretischen Referenzrahmen: einerseııts der kırchlichen Sozlalver-
kündıgung UuUrc Rundschreiben'und andere Außerungen der Päpste, des
Konzıils und der 1SCHNOTIe 1m Dıalog mıiıt der katholisch-sozialen Praxıs als
JIransmiıssıionsriemen, andererseıts den Erkenntnissen der Fachwissen-
schaften 1im Dıalog mıt der Sozlalphiılosophie Fragen der Vereinbarkeit
gewIlsser Aussagen mıt der Wiırtschafts- und Gesellschaftsordnung.

Auf katholische Seıite tammen wesentliche Impulse ZUT sozlalethischen
Dıskussion der Mıtbestimmungsfrage Aaus den Reihen der dırekten sozlalen
Aktıon einzelner Sozlalkrıtiker und verschlıedener katholischer erbände,
bIs ZU Nationalsozialismus zusätzlıch aufgrun der Mitarbeit VO  , EXDO-
nenten des Katholizısmus Adus der Zentrumspartel. DıIe päpstlıchen Rund-
schreıben tellen sıch 1im Vergleich azu im wesentlichen als usammenfTfas-
SUNSCH bereıts dıskutierter Formen chrıstlichen Sozlalhandelns dar. Dies
gilt In besonderem Maße für die ste Sozlalenzyklika Rerum HNOVArum VOoO  —
LeO 111 (1891) als ‚„ErgeDnis der christlichen Sozialbewegung ‚VoN
unten‘‘‘®. Aus 1C der katholisch-sozialen Tradıtion Deutschlands ist
aber auch Ouadragesimo UMNNO VO  — 1US AI (1931) und das ort vorgestellte
odell der berufsständisch-leistungsgemeinschaftlichen Ordnung weniger
als Iranstfer een ıIn den deutschen Raum, enn vielmehr als nach-
vollziıehende kırchliche Bestätigung und Legitimation der eigenen een-
entwicklung und sozlalreformerischen Bestrebungen sehen. Die berufs-
ständisch-leistungsgemeinschaftliche Ordnung wurde der päpstlıchen
Sozlalverkündigung erst hınzugefügt, als aufgrun:' sozlalethischer Inıtiative
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auch katholischer Sozlalpraktiker bereıts konkrete Modelle ın das Wırt-
schaftsleben eingeführt worden Tatsache 1st Jjedoch, daß dıe t-
16 und konzılıare Sozlalverkündigung 1n einer 1e174 Von Dokumenten
dıe rage des Arbeıiterschutzes und der Mitbestimmung anspricht.

C) Evangelischer Beitrag. dialogische Sozliale. Die evangelısche Soz]al-
kritik folgte VOT em 1m 19 Jahrhundert den Vorschlägen AdUus dem O-
ıschen Bereich ach dem Zweıten Weltkrieg entwiıckelte sıch aber unter
dem Einfluß der instıtutionellen Soz1lalarbeıt eine spezifisch evangelısche
Dıskussionsform, dıe sıch auch inhaltlıch auf das Miıtbestimmungsdenken
auswirkte. Das ema wırd In dıalogischer orm besonders häufig in (ire-
mıen erorter Ergebnisse unterliıegen €e1 oftmals dem Oompromı1ß. Es
erwelst sıch, daß die evangelısche Kırche damıt dıe Fähigkeıt entwickelt hat,
kontroverse Themen auch kontrovers stellvertretend ‚ Sür dıie Gesellschaft‘‘

diıskutieren und zugleıc akzeptable LÖsungswege aufzuzelgen. Dazu fol-
gende Beispiele:

Der Villigester Studienkreis ‚„Verantwortliche Gesellschaft‘‘ der Evange-
iıschen Kırche Westfalens bestehend Aaus Theologen, Wiırtschaftswissen-
schaftlern, Sozlologen SOWIE Sozlal- und Wiırtschaftspraktikern erörterte
950 die ufgaben des Betriebes ın der industriellen Gesellschaft Der Kreıs
verzichtete iın evangelısch-sozialethischer Iradıtion bewußt auftf eine philo-
sophische Grundlegung. Dies führte dazu, dalß dıe Teilnehmer krıtisch
den bestehenden Sozlalordnungen der Betriebe tellung nahmen, aber auf
fertige Lösungen verzichteten, den Verantwortlichen der beıden Soz1ial-
partner einen möglıchst breiten Raum für ihr gestaltendes Handeln las-
SC  = Es könne nıcht Aufgabe der Kırche se1n, ber dıe wırtschaftlıchen un:
sozlologischen Techniken olcher aßnahmen entscheıden. Notwendig
se1 aber, eine gesicherte und glaubwürdıge Sozlalordnung einzufordern,
alur Versuchen ermutigen un diıejenigen ZUT1 Pflicht machen, dıe
akzeptable Problemlösungen versprechen.

Im Rahmen der Mitbestimmungsstudie der Sozialkammer der LEKD
(1968) wırd die Beteiligung der Arbeıtnehmer 1mM Rahmen eines Modells für
Kapıtalgesellschaften vorgeschlagen. ® Die Studie hat nachweılsbar Einfluß
auf dıe konkrete Gestaltung des Miıtbestimmungsgesetzes Aaus dem re
976 nehmen können vermittelt ber dıe Ideentransponierung der VON
der Bundesreglerung eingesetzten Sg Biedenkopf-Kommission

In der evangelıschen Sozlale werden ZU ema Mıtbestimmung
eine 1el1za VO  —; Alternatıvmodellen VO  a} der Parıtät Uurc eine CUu«C

Unternehmensverfassung bıs hın zu SO Laborismus dıskutiert. Eın
Unternehmensrecht wurde z.B auf agungen der Evangelıschen
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Sozialakademie Friedewald In den Jahren 1979/1980 erÖrtert, be1l dem dıe
Arbeıtnehmer gleichberechtigte Unternehmensmiuitglieder 1m Sozlalverban
arbeıtender Menschen neben den E1igentümern werden ollten Diese Orde-
rFüns Wal allerdings bereıts 1im katholischen Raum In der Pastoral-
konstitution Gaudium el SDES 1im re 965 formulıert worden. Die O_
lische Arbeitnehmerbewegung 21Nng ann 1m Jahr U7 und nochmals 1m
re 9777 daran, eın konkretes Unternehmensmodell erarbeıten. Das
Unternehmensverfassungsrecht sollte dahingehend reformiert werden, dalß
eine parıtätisch organıslierte Unternehmensversammlung (Arbeıit und Kapı-
tal) den bıldenden Unternehmensrat legıtıimıert. Die Überlegungen der
KAB en sıch Einsetzung elıner Regierungskommissıon 1m Tre
1972 jedoch nıcht gesetzgeberisch ausgewirkt. In NEUHGTET. eıt wird des-
SCI1 mıiıt den Begriffen des ‚„Sozlalen Grundrechts der Arbeıt un der Mıit-
bestimmung‘‘ DZW. des „‚Rechts auf Arbeit IN Mitbestimmung “* Brakel-
mann) argumentiert und gefordert, 1m Rahmen einer laboristischen Ord-
NUuNng ollten genossenschaftlıche Kooperationsformen zwischen den O_
Icnhn Arbeıt und Kapıtal gefunden werden. /Z/u diesem 7Zwecke wurden 1ın der
Studıe ‚„ Jenselts der Vollbeschäftigung ber dıe Zukunft der Arbeits-
welt®‘‘ (1982) des ‚„Kirchlichen Diıenstes ın der Arbeitswe (KDA)/ Industrie-
und Sozialarbeit In der Gestaltungsgrundsätze eıner SO ‚„Politischen
Marktwirtschaft“‘‘ nledergelegt. Solche Gestaltungsgrundsätze siınd dıe Ööko-
logische Verträglichkeıt, dıe Menschengemäßheıt, dıe Sozlalverträglichkeıt,
dıe Demokratiegemäßheit und der Dienst der weltweıten Gerechtigkeıit
und Frieden Im einzelnen ordert der KDA eın umfassendes wirtschaft-
lıches Mitbéstimmungssystem‚ das weiıit ber das bısher gesetzlich geregelte
Angebot hinausreıicht. Mıtbestimmung auf internatiıonaler ene urc
ontroll- und Handlungsinstrumente, dıe auf Wirtschaftsentscheidungen
Einfluß nehmen sollen, wırd ausdrücklich angestrebt. Soweılt dıe betrieb-
1 und wirtschaftlıich: Miıtbestimmung umgestaltet werden soll,; sind
auch 1er wieder gedanklıche nlieıhnen us dem Sozlalkatholizısmus
erkennbar, insbesondere be1 dem laboristischen odell VONN Berchtold
AaUsSs dem Te 971 SOWIE des Bundes der Deutschen Katholischen Jugend
(BDKJ) Aaus dem TE 980 Auf diese Weise macht die evangelısche Sozlal-

ohl ungewollt VO  —; axımen insbesondere dem Ziel der gerech-
Cn partiızıpatoriıschen und überlebensfähigen Gesellschaft ebrauch, dıe
ihr aus dem weılten Erfahrungsschatz der katholischen Sozilallehre vermuittelt
worden SInd. Das 1st eın weıterer Hınwels auf dıe Exıstenz der längst bestehen-
den ökumenischen Sozlale  1  9 die auch ıIn der katholiıschen Sozlallehre
fußt und zugleic eın Anzeıchen, daß dıe Erschütterungen der Ökumene,
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dıe bekanntlıc spatestens 1m Te 979 den Paradiıgmenwechsel VO

odell der verantwortlichen Gesellschaft ZU odell der gerechten, partı-
zıpatorıschen und überlebensfähıigen Gesellschafit ausgelöst aben, auch ıIn
der katholischen Kırche nıcht Sanz ohne Auswirkungen geblieben Sind.

ÖOkumenisches Sozlal- un Rechtsdenken

Wıe eine ökumenische Sozlale ber die Girenzen der Kırchen hinaus-
wiırkt, zeigen dıe interessanten Zusammenhänge zwıschen dem odell der
9 9:  Olılıschen Marktwirtschaf des KMDA\, dem Aus dem katholischen
Bereich stammenden laboristischen odell un: der Dıskussion des Miıt-
bestimmungsgedankens ın der Ökumenebewegung. Der Rahmen der ‚Ver-
antwortlichen Gesellschaft‘‘ als ‚„„Schlüsselwort Ökumenischen Sozialden-
kens‘‘? wurde Uurc den global-Örtlichen ezug ZUT ‚‚weltweit verantwort-
liıchen Gesellschaft‘‘ erweıtert und umfaßt ach heutigem durchaus
nıcht abgeschlossenem an auch zeıtlıch nachfolgende Generationen
(vergleiche dıe Formuli:erung „eIne nachfolgende Generationen umfassende,
weltweiıte Verantwortlichkeit‘‘). Z/u berücksichtigen 1st darüber hınaus der
Paradıgmenwechse ZUr „gzerechten, partizıpatorischen, überlebensfähigen
Gesellschaft‘‘.

Im einzelnen ergeben sich daraus olgende grundsätzliıche axımen: In
individual-sozialer Hınsicht Freiheitlichkeit un Verantwortlichkeit der
Person, gerade sıch diese dem gesamtgesellschaftliıchen und damıt dem
wiıirtschaftlıchen Kontext zuordnet;: In kolle  1ver Hınsıicht Partnerschaft als
Element der verantwortlichen Gesellschaft; In sozlal-kreatıver Hınsıcht die
verantwortliche Gesellschaft als zel einer gerechten unpartizıpatorıschen
Gesellschafts- un Rechtsgestaltung.

a) Freiheitlichkeit un Verantwortlichkeit der Person. Der einzelne soll
als ZUT Verantwortlichkeit dısponierter Geilst derjenigen konkreten Gesell-
schaft handeln, ın der SE sıch eiinde Freiheitlichkeıit kann ach ökume-
nıscher IC damıt 1Ur 1m Gegenüber auf verantwortliche Weıise wahr-

werden. Schrankenlose, ungebundene Freiheit des einzelnen
Zl chaden des Nächsten ist abzulehnen Damıt gewinnt die 1NS1IC der
reformatorischen Sozlale Raum, daß dıe Verantwortung des einzelnen
ıhm Uurc seın ‚„„Amlt‘“‘ zugewlesen wird. Innerhalb dieser Schranken ist A8

bıs ZU Bereich se1lnes Nächsten fre1i und verantwortlich, wenngleıch @ ın
der heutigen eıt mehr und mehr ıIn Konflıkt gera sowohl mıt den r_
schle  ıchsten soz1alen Rollen, dıe CT als Funktionsträger ıIn sıch vereint, als
auch mıt den Möglıchkeıiten der diıenstbar machenden Techniık Er
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unterliegt einer 1e1za VO  e Verantwortlichkeıiten. Diese Erkenntnis welst
auf dıe mehr kollektive ene der Freiheitlichkeıit und Verantwortlichkeit:
der einzelne muß dıe reale Möglıchkeıt aben, verantwortlich handeln
Aus den Gründen der Pluralıtät der sozlalen Rollen 1st das VOT em VO  —_

den Gefügen, der Bauwelse oder der Struktur der gesellschaftlıchen nstıtu-
tionen abhängıg.

Für dıe F%age der Miıtbestimmung bedeutet das Aaus ökumenischer 1C.
daß dıe moderne industrielle Struktur beschaffen se1in muß, daß der e1IN-
zeline verantwortlich handeln und en kann. olglıc stellt ]1er dıe Freiheit
In sozlaler Bindung dıie Voraussetzung aiur dar, dalß Betriebe und nter-
nehmen als sozılale Gefüge und Strukturen der Gesellschaft gelten können.
egen des fehlenden Selbstwerts VonNn Institutionen sollen diese Sanz VO

Personalen her gesehen werden. Wiıe die katholische Sozlallehre ordern
deshalb Vertreter der ökumenischen Sozlale übrigens 1m selben Jahr
WI1IeE Gaudium el SDES (1965) die permanente Durchforstung und Um-
gestaltung der Institutionen VO Personalen her. !0 Allerdings ält in der
Öökumenischen Tradıtion die ort VOT em Aaus dem angelsächsıschen
Bereich kommende ontologische Argumentation mehr und mehr nach,
mıt der 1mM Gegensatz azu dıe katholische Sozlallehre ihre Naturrechtsdok-
trın begründet. Unter dem Einfluß der Christen AUus dem en verdrängt
In zunehmendem Maße eın S® Paradıgmenwechsel die angeblich reine und
zeıtlose Ontologıe des Menschseins. Dies wirkt siıch auf die Mitbestim-
mungsdiskussion Au  N Verschiedene Stimmen gestehen allerdings daß
Öökumenische{ die sıch nıcht auf hıstorısch und räumlıch begrenzte
CANrıstliche Tradıtionen beschränken soll, unmöglıch waäre, WECNN S1e ontolo-
gische un ıIn diesem Sınne ‚„„naturrechtliche‘‘ Aussagen nicht
dürfte 11 Die Aktualıtät dieser Dıskussion für das ökumenische espräc
zeigen NEUETE Veröffentlichungen.

D) Partnerschaft als FElement der „verantwortlichen Gesellschaft‘“. bso-
lute un: uneingeschränkte Autorıtät erkennt dıe ökumenische Sozlale
nıcht 1elimenr soll dıe Anerkennung autonomer Bereiche für den ein-
zeinen Zusammenarbeıt, funktionierender Kooperatıion führen
ugle1ic annn ın sozlaler Integration HEREel die Planung und Verwirk-
ichung tändig modifizlerter und der eıt entsprechender Institutionen
ach eiıner ‚„versachlichten‘‘ ıtung der gesellschaftlichen Arbeıt gesucht
werden. Das odell der Kooperatıon 1m Dıalog und damıiıt der Partner-
schafit kann 1mM der gegenseıltigen Rücksichtnahme sozlıalethıschen
Konventionen und Tradıtıiıonen führen Die erufung auf dıe gegenseıltige
Anerkennung VO  —; Konventionen reicht ZAT Bewältigung der Gegensätze auf

334



der Basıs VO  — Freiheıitlichkeit In einer Gesellschaft, dıe eben dieser sozılalen
Gegensätze bedarf, allerdings nıcht Au  N Ge{fordert ist dıe Entideologisie-
rTung und damıt die Humanıisıerung ın Rechtsinstitutionen der 1m rgebn1s
doch kreatıven Gegensätze.

Den Dokumenten der Ökumene ist entnehmen, daß dıe Forderung
soliıdarischer Partnerschaftskriterien nıcht mıt überholten Harmonıliekon-
zepten identifiziert werden darf. Im voranschreitenden Prozel} der Emanzı-
patıon auf der Basıs VO  —_ Partnerschaft wird ach ökumenischer Ansıcht der
gesellschaftlıche Vorgang der Fundamentaldemokratisierung manıfest.

„Verantwortung als 1el einer gerechten unpartızıpatorischen Gesell-
schaftsgestaltung.‘‘ BeIl der Konkretisierung dieser Gesellschaftsgestaltung
sollen rechtlıch-ethische Formen herangezogen werden, dıe sozlalen
Gegensätze bewältigen und koordinieren. Im aulie der ökumenisch-
sozlalethischen CGjenese findet die Forderung Anerkennung, daß humane
Lösungen 1m soz10-Ökonomischen Bereich oftmals besten Vre recht-
1€ Regelungen erreichen S1Ind. Im übrigen bleibt 6S den Sozlalpartnern
überlassen, betriebs- und unternehmensindividuelle Lösungen verab-
schleden, WEeNnN S1e In den Grenzen anerkannter Regelungen bleiben Von
den Kırchen wırd verlangt, da sS1e auftf entsprechende sozlale Reform-
TOSTAMMCEC für das industrielle Leben Eıntfluß nehmen und ihrer urch-
führung mitarbeıiten (so schon auf der Stoc  Oolmer Wel  iırchenkonferenz

13

Dıie Durchsetzung fundamentaldemokratischer Lebensprinzipien edeu-
tet 1m Bereich der Miıtbestimmung nıcht, dalß Herrschaft und Führung
zugunsten anarchıischer Auflösungskonzepte atz greifen. ‚„„Verantwort-
IC Gesellschaft‘“‘ ordert vielmehr dıe demokratische Konstitulerung und
Kontrolle VO  — Reglerung und Führung, die Verantwortlichkeit der acht-
ausübenden und die rechtlich geordnete Mıtbestimmung der Glıeder eines
jeden Gemeinwesens. Das ist ohl auch einer der Gründe, sıch dıe
ökumenischen een stark Jjenen reformerischen Vorschlägen oOrlentie-
ICnNn, die sıch zwıischen einer Polıtik der reinen Privatwirtschaft und einer
totalen Sozlalısıerung bewegen, WIeEe S1e ZAE e1sple zuerst ohl auf der
Wel  ırchenkonferenz ıIn Oxford 93 / in zeitlicher Verspätung den o_
ıschen Forderungen des 19 Jahrhunderts 1m Genossenschaftsgedanken
un! ıIn Ireien genossenschaftlichen Unternehmen ZU USdaTuC gekommen
sSind. !“ Damıt wiıird auch dem schwlierigen sozlalen Problem der Ver-
[ügungsgewalt ber Produktionsmittel echnung gen un berücksich-
tigt, da dıe Frage, WeT jJeweıls Eigentümer der Unternehmensanteile ist, als
zweıtrangıg hınter der anderen rage zurücktrıtt, W1e das Unternehmen
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organısıiert ist und WT das Management beruft Denn dıe ac. ber Pro-
duktionsmiuiuttel entscheiden, hat faktısche Auswirkungen für alle, dıe auf
Lohnarbeıt angewlesen sind. Sie erstreckt sich auf dıe Verfügungsgewalt
ber Arbeitsplatz, Werkzeuge, Betriebsablauf, Unternehmenspolitık. Des-
halb muß eıne ständige ausreichende gesellschaftlıche Kontrolle der Instan-
zen privater und staatlıcher Art herbeigeführt und erhalten werden, dıe ber
Eigentum Produktionsmitteln verfügen. ! Das gilt In einem auf der
Grundlage des gesellschaftlıchen Pluralısmus aufgebauten demokratıischen
un: sozlalen Rechtsstaat analog Tfür alle Machtzentren, dıe auf die Entwick-
lung des Gemelnwesens Einfluß nehmen. Im Rahmen der Verantwortung
des Staates braucht 6S konkrete Vorschläge, die olchen FEinfluß und seine
Wiırkungen publık machen: geschieht das nıcht, kann ökumenische Sozlal-

der wachsenden Funktionen des Staates, der Wiırtschaftsorga-
nısatıonen, der E1ıgentumsordnung und des Aufkommens überlegener Füh-
rungselıten ihrer Aufgabe kaum gerecht werden. Notwendige Voraussetzung
für eine solche sozlalplanerısche Anstrengung ist die systematische, auf
gee1gneten Regelungen beruhende objektive Durchführbarkeıt und subjek-
t1ve Durchsetzbarkeıt in einem 'für Reformen offenen, regulatıven 1a10-
gischen Prozeß der Rechtsfindung. Kr muß eıine sıch Zug Zug verfe1-
nernde verlalblıche Urteilsbildung zulassen. ZUT Durchsetzung dieses Zieles
sollte dıe ökumenische Dıskussion dıe evolutionäre Rechtsfortbildung
urc Gesetzgebung un Rechtsprechung ın einem ‚„‚dialektischen Prozeß
VonN Verbesserung Verbesserung un zugleic. VonNn Irrtum Irrtum:‘‘

befürworten.

Resümee

Hatte die organısıerte Ökumenebewegung anfänglıch ach der ‚„Verchrist-
lichung der Welt‘‘ ' gerufen, ordert S1E heute nıcht mehr, eine 10304
‚„„chrıstliche Sozialordnung‘“‘ 18 errichten.‘ V1ielmehr soll auch mıt Miıtteln
des Rechts Berücksichtigung dessen, Was der einzelne VO  —; der
Gememnschaft billıgerweise beanspruchen kann, und ohne endgültige est-
jegung für alle Zeıten, sondern Beachtung der Je besonderen
Umstände dıe Gesellschaft freier und verantwortlicher ersonen derart
gestaltet werden, daß S1E auf Institutionen aufbauen kann, die die Ausbeu-
Lung und Unterdrückung der Menschen zunehmend beseıitigen. aiur
braucht 6S eine Struktur VON Führung, dıe Miıtbestimmung und Partner-
schaft organıslieren ähıg ist Die Miıtbeteıiligung des einzelnen soll sıch
€]1 nıcht 1LLUTL auf dıe Legitimation der Staatsorgane beschränken, SOMN-
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ern muß 1m industriellen Massenzeıtalter mıt seiıner Konzentratıion wirt-
schaftlıcher D zugleic dıe wirtschaftlıchen Führungsgremien
umfassen.

ÖOkumenische Sozlale kann ach Nledem nıcht global gültige Uto-
piıen propagıleren, ohl auch keinen „„SOozlalethischen ökumenischen Kate-
chismus‘‘ entwerfen, sondern 1UTr Grobskizzen möglıcher een vorschla-
SCH Ooder bestehende Systeme gutheißen oder verwertlen. Dıiıes ist eın rgeb-
N1S, das sS1e mıt der katholischen Sozlallehre teılt, die ihres Anspruchs
auf globale Gültigkeıit ebenfalls Einschränkungen 1mM Detaıiıl hinnehmen
muß Wiıe ın theologisch-ekklesiologischer WeIise dıe Okumene eın konzılla-
ä Prozeß Ist, hat sıch auch dıie ökumenische Sozlale als dyna-
miısches Verfahren er Beteiligten VOT Ort und das el primär In den
Ortskirchen erwelsen. Man INa darın auch dıie Aufgabe sehen,

mıt anderen Dıszıplınen konkrete Modelle der Sozlaltheorie
entwiıickeln und darüber hınaus ach Eınflüssen VO  —; Sozilaltheorien auf das
eC und damıt auf Gesetzgebung und Rechtsprechung suchen. Denn
eın Rechtssystem als polıtısches Kernstück der Institutionen-Moral 1st ohne
Fundierung In ethischen Prinzipien begrifflich nıcht konzıplerbar. ‚„Ent-
remdung als defizienter USs einer Ordnung Implizit ein DOsSIitIves
Wıssen Strukturen VOFaAUS, dıe el SInNd. Dieses zunächst utopische
Wıssen verbindet Sozliologie un Theologie, nıcht zuletzt IN dem Bestreben,
dieses Wiıssen UrcC. sozliale Aktıon muıt der unheilen Wirklichkeit der
Gesellschaft vermultteln.‘‘ Der ökumenischen Sozlale kommt €1
dıe Aufgabe ın steter Reflektion mıt den Realıtäten den Versuch eıner
Ermittlung ‚„„heiler‘‘ Strukturen unternehmen, damıt sozlale Aktıon
erfolgreic verwirklıcht werden kann.
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